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Bericht 


des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Wahlprüfungsangelegenheiten — 


über den Wahleinspruch der Frau Dr. Maria Schwarz, 
z. Z. Rom, gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deut- 
schen Bundestag vom 28. September 1969 im Wahl- 
kreis 190 (Freiburg) 

— Az. 12/69 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Frehsee 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 11, Dezember 1969 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung 


Schoettle 

Vorsitzender 


Frehsee 

Berichterstatter 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 12/69 — der 
Frau Dr. Maria Schwarz, z. Z. Rom, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 
Bundestag vom 28. September 1969 im Wahlkreis 
190 (Freiburg) 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 23. Oktober 1969 hat die Ein- 
spruchsführerin Einspruch gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 6, Deutschen Bundestag eingelegt. 
Aus ihrer Begründung ergibt sich, daß der Ein- 
spruch nur für den Wahlkreis 190 (Freiburg) gel- 
ten soll. 

Sie trägt zur Begründung vor: 

Mit Schreiben vom 4. September 1969 habe sie 
beim Wahlamt der Stadt Freiburg Antrag auf 
Ausstellung eines Wahlscheines und um Über- 
sendung der Briefwahlunterlagen gebeten. Diese 
seien ihr versagt worden, da sie von Amts we- 
gen in Freiburg abgemeldet worden sei. Gegen 
diese Abmeldung habe sie protestiert, denn sie 
habe keinen Umzug nach Baden-Baden veranlaßt 
und auch niemanden beauftragt, eine entspre- 
chende Ummeldung vorzunehmen. Zur Zeit be- 
finde sie sich in Rom, Als Anschrift hat sie Rom, 
Fermo Posta, S. Silvestro angegeben. 

Das Landratsamt Freiburg hat dem Ausschuß 
in seiner Stellungnahme vom 24. November 1969 
mitgeteilt, laut Meldekarte des Einwohnermelde- 
amtes der Stadt Freiburg sei Frau Dr. Schwarz 
bis zur Abmeldung von Amts wegen nach Baden- 
Baden, Römerplatz 12 in Freiburg, zuletzt Tal- 
straße 31 — Marienhaus — wohnhaft, bzw. poli- 
zeilich gemeldet gewesen. 


Eine Rückfrage im Altersheim Marienhaus habe 
ergeben, daß die Einspruchsführerin in diesem 
Heim jahrelang ein Zimmer innegehabt habe, 
das sie nie benutzte. Sie sei im Jahre etwa 
3 Tage in Freiburg anwesend. Das Zimmer sei 
von der Heimleitung für die Unterbringung einer 
anderen Person benötigt worden. Nachdem zwi- 
schen der Heimleitung und der Einspruchsfüh- 
rerin eine Einigung nicht erzielt worden sei, sei- 
en die monatlichen Mietszahlungen, die bis 1967 
entrichtet worden seien, ausgeblieben. Da die 
Einspruchsführerin ein Angebot der Heimleitung 
für eine andere Unterbringung abgelehnt habe, 
sei damit das Mietverhältnis gelöst gewesen. 
Alle Briefe, Einbestellkarten von Seiten der Be- 
hörden usw. seien deshalb zurückgesandt bzw. 
nicht angenommen worden. Aus diesem Grunde 
sei es zur Abmeldung von Amts wegen gekom- 
men. Das nicht mehr bestehende Mietverhältnis 
mache deutlich, daß die Beschwerdeführerin nicht 
mehr im Marienhaus wohnhaft gewesen sei. Da 
sie ihrer Meldepflicht nach § 2 des Meldegesetzes 
nicht nachgekommen sei, hätte sie von Amts 
wegen abgemeldet werden müssen. 

Die Einspruchsführerin vertritt demgegenüber 
die Auffassung, daß ihr Wohnort immer noch 
Freiburg sei. 

2, Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und begründet wor- 
den. Er ist auch zulässig, jedoch aus den nachfolgen- 
den Gründen offensichtlich unbegründet. 
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Nach § 7 BGB ist Wohnsitz der Ort der ständigen 
Niederlassung einer Person bzw, der Ort, wo sie 
Aufenthalt nimmt mit dem Willen, diesen zum 
Hauptstützpunkt ihrer Lebensverhältnisse, zum stän- 
digen räumlichen Mittelpunkt ihres gesamten Le- 
bens zu machen. Dabei ist es nicht nötig, daß aus- 
nahmslos alle Lebensverhältnisse in dem Ort der 
Niederlassung konzentriert sein müssen. Unbedingte 
Voraussetzung ist jedoch, die Innehabung und tat- 
sächliche Benutzung einer Wohnung. Im übrigen 
kommt es auf die konkreten Umstände an. 

Aus der Stellungnahme des Landratsamtes Freiburg 
ist ersichtlich, daß das Altersheim Marienhaus nicht 
mehr als Wohnsitz der Einspruchsführerin im Sinne 
des § 7 BGB gewertet werden konnte. Die im Wahl- 
prüfungsverfahren nicht nachprüfbare Abmeldung 
von Amts wegen erscheint daher zu Recht erfolgt 
zu sein. Ist die polizeiliche Anmeldung jedoch Vor- 
aussetzung für die Aufnahme in das Wählerver- 
zeichnis und damit für die Ausübung des Wahlrechts 
praktisch unentbehrlich (§15 Abs. 1 BWO), war es 
Sache der Einspruchsführerin für die Neubegrün- 
dung eines anderen Wohnsitzes die Voraussetzun- 
gen für die Eintragung in das Wählerverzeichnis zu 
schaffen. 


Ist schon aus diesen von der Einspruchsführerin zu 
vertretenden Gründen der Einspruch offensichtlich 
unbegründet, so auch deshalb, weil ein eventuelles 
Fehlverhalten der zuständigen Behörden angesichts 
des Stimmenverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung hätte haben können (vergl. Bun- 
desVerfGE. Bd. 4, 370 (372 f.). Der Einspruch war 
daher im Sinne des § 6 Abs, 1 a Nr. 3 WPG als 
offensichtlich unbegründet zurückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 


Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht vom 12. 
März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als Anlage 
beigefügt ist, unter den dort genannten Vorausset- 
zungen Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht 
erhoben werden. Sie muß binnen eines Monats seit 
der Beschlußfassung des Deutschen Bundestages 

— — beim Bundesverfassungsgericht 

eingegangen sein. 
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